
Der Rat der Europäischen Union

INES HARTWIG

Die Tätigkeit des Rats im Jahr 2001 war geprägt von zwei wesentlichen politischen
Vorhaben der Europäischen Union (EU): der Osterweiterung sowie der Einleitung
des Reformprozesses. Ferner prägten die Ereignisse des 11. September die Tätigkeit
des Rats in besonderem Maße.

Der Rat tagte im Jahr 2001 insgesamt 77 Mal in den verschiedenen Zusammen-
setzungen. Wie bereits in vorherigen Jahren traf der Rat Allgemeine Angelenheiten,
der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister und der Rat der Landwirtschaftsminis-
ter am häufigsten zusammen. In der direkten Folge der Anschläge in New York und
Washington D.C. trat auch der Rat der Innen- und Justizminister monatlich zusam-
men.

Die Reihenfolge der Präsidentschaft, die bisher lediglich bis zur ersten Hälfte
des Jahres 2003 festgelegt worden war, wurde ohne Änderungen in der Reihenfolge
der Länder weiter fortgeschrieben. Lediglich für die nächste deutsche Ratspräsi-
dentschaft wurde von der regulären Reihenfolge abgewichen. Ohne Änderungen
hätte Deutschland von Juli bis Dezember 2006 den Vorsitz im Rat übernehmen
müssen und damit möglicherweise, wie bereits bei der Agenda 2000 in Berlin, die
Verhandlungen über den nächsten Finanzrahmen und die Strukfturfondsverordnung
für die nächste Programmperiode als Vorsitz zum Abschluss bringen müssen. Um
einen geregelten Übergang vom gegenwärtigen Finanzrahmen zum nächsten sicher
zu stellen, müsste zwar spätestens in der ersten Hälfte des Jahres 2006, also unter
österreichischem Vorsitz, eine Einigung erzielt werden; um jedoch jedes Risiko zu
vermeiden, hat Deutschland mit Finnland getauscht, sodass der deutsche Vorsitz
nun in die erste Hälfte des Jahres 2007 fällt. Die Entscheidung über die Reihenfolge
der Präsidentschaften ist jedoch nur von begrenzter zeitlicher Wirkungsdauer, da sie
mit Beitritt des ersten neuen Mitgliedstaats, revidiert werden muss. Auf Grundlage
bisheriger Erweiterungsrunden ist allerdings zu erwarten, dass die neuen Mitglied-
staaten erst nach einigen Jahren der Mitgliedschaft in der EU erstmals den Vorsitz
übernehmen werden.

Als Rechtsetzungorgan der Gemeinschaft und der Union hat der Rat, teilweise in
Mitentscheidung mit dem Europäischen Parlament, im Jahre 2001 insgesamt 155
Verordnungen, 46 Richtlinien, 30 Beschlüsse und Entscheidungen und 12 Empfeh-
lungen verabschieden.1 Damit traten insgesamt 231 Rechtsakte, 24 weniger als im
Vorjahr, in Kraft.
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Anmerkung: Die Angaben entstammen dem interinstitutionellen automatisierten Dokumentationssystem
für das Gemeinschaftsrecht CELEX (Stand 16. Januar 2002). Bei einer Zählung der unter Mitentschei-
dung verabschiedeten Rechtsakte auf der Grundlage der OEIL-Datenbank ergeben sich davon abweich-
ende Zahlen (s. Beitrag zum Europäischen Parlament in diesem Band).

Quelle: Gesamtbericht über die Tätigkeit der EU 2001, Tabelle 28, Seite 422.

Von den 180 Rechtsakten, deren Abstimmungsprotokolle über den Rat zugänglich
sind,2 stimmte der Rat in 123 Fällen (68%) mit qualifizierter Mehrheit und lediglich
in 57 Fällen (32%) mit Einstimmigkeit ab. Hinsichtlich des Abstimmungsverhal-
tens der einzelnen Staaten hat sich Deutschland insgesamt acht Mal, und damit von
allen Mitgliedstaaten am häufigsten, entweder der Stimme enthalten (5x) oder ein
negatives Votum (3x) abgegeben. In fünf der acht Fälle war Deutschland dabei das
einzige Land, das abweichend abstimmte, gefolgt von Frankreich, das sechs Mal
nicht für einen Rechtsakt stimmte (jeweils drei Enthaltungen und Ablehnungen),
wobei es in zwei Fällen als einziges Land von der Mehrheit abwich. Die beiden
Staaten werden gefolgt von Österreich (vier Enthaltungen und eine Ablehnung) und
Italien (drei Enthaltungen und zwei Ablehnungen). Die anderen Staaten haben zwi-
schen zwei und vier Mal nicht für einen Rechtsakt gestimmt. Finnland, Griechen-
land, Irland und Portugal haben jeweils nur einmal abweichend abgestimmt. Bei
insgesamt 38 der 180 hier ausgewerteten Rechtsakte haben einzelne Staaten oder
Staatengruppen nicht zugestimmt. Wenn im Jahre 2001 bereits der Vertrag von
Nizza in Kraft gewesen wäre, und angenommen die Mitgliedstaaten hätten nicht
anders abgestimmt, dann wären diese Rechtsakte ebenfalls verabschiedet worden.
Die im Vertrag von Nizza niedergelegten Anforderungen an eine qualifizierte
Mehrheit hätten am Abstimmungsergebnis nichts geändert.
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Die schwedische und die belgische Präsidentschaft

Schweden übernahm als letztes der drei neuen Mitgliedstaaten im Januar 2001 den
Vorsitz in der EU. Diese Zeit wollte Schweden insbesondere dazu nutzen, Fort-
schritte in drei zentralen Bereichen, Erweiterung, Beschäftigung und Umwelt zu er-
zielen. Die Beitrittsverhandlungen sollten forciert und so viele Verhandlungskapitel
wie möglich eröffnet bzw. provisorisch abgeschlossen werden. Unter schwe-
dischem Vorsitz wurde u.a. ein Kompromiss zu dem äußerst schwierigen Verhand-
lungskapitel Freizügigkeit von Personen erzielt, bei dem stark divergierende Po-
sitionen von Deutschland und Spanien in eine gemeinsame Verhandlungsposition
eingebunden werden mussten.3 Die Erweiterung war auch das zentrale Thema auf
dem Europäischen Rat von Göteburg am 15./16. Juni 2001. Dort bestätigten die
Staats- und Regierungschefs die Absicht der EU, die Beitrittsverhandlungen mit
den am meisten fortgeschrittenen Staaten bis Ende 2002 abzuschließen. Die Teil-
nahme der heutigen Beitrittskandidaten an den Europa wählen 2004 wurde offiziell
als Ziel formuliert. Obwohl dies bereits im Protokoll des Nizza-Vertrags niederge-
legt worden war, kommt diesem Beschluss angesichts des negativen Ausgangs des
irischen Referendums ein besonderes Gewicht zu. Die Beschäftigungspolitik als
weiterer Schwerpunkt des schwedischen Vorsitzes stand insbesondere auf der Früh-
jahrstagung des Europäischen Rats von Stockholm am 24725. März 2001 im
Vordergrund. Hierbei ging es insbesondere darum, eine erste Bilanz der ein Jahr
zuvor in Lissabon verabschiedeten Strategie zu Vollbeschäftigung und Wachstum
zu ziehen. Mit Blick auf die dritte Priorität, dem Umweltschutz, erzielte Schweden
insbesondere auf dem Europäischen Rat von Göteborg Fortschritte. Nicht nur ver-
pflichtete sich die Union, am Kyoto-Prozess festzuhalten; sie verabschiedete auch
eine EU-Nachhaltigkeitsstrategie. Deren Hauptziele sind, die Ergänzung der Lissa-
bon-Strategie um die Umweltdimension und die horizontale Anwendung eines
neuen Konzepts der Politikgestaltung. Denn künftig sollen wirtschaftliche, soziale
und ökologische Auswirkungen aller Politikbereiche in koordinierter Weise geprüft
und bei der Beschlussfassung berücksichtigt werden. Ferner verabschiedeten das
Europäische Parlament und der Rat unter schwedischer Präsidentschaft eine
Verordnung über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen
Parlaments, des Rats und der Kommission. Ferner hat der Rat die Einrichtung eines
Europäischen Justiziellen Netzes für Zivil- und Handelssachen beschlossen, wel-
ches die justizielle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in Zivil- und
Handelssachen erleichtern soll.

Das Arbeitsprogramm des belgischen Vorsitzes für die zweite Hälfte des Jahres
2001 nannte sieben Schwerpunkte: (1) das europäische Sozialmodell, (2) die neue
Wirtschaftsagenda, (3) den europäischen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts, (4) die nachhaltige Entwicklung, (5) die Erweiterung, (6) die internationa-
le Stellung der EU und (7) die Zukunft Europas. Nach dem 11. September gewann
insbesondere das Ziel, den europäischen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts auszubauen, an Momentum. Neben einem Aktionsplan zur Terrorismusbe-
kämpfung, der auf einer außerordentlichen Sitzung des Europäischen Rats am 21.
September angenommen wurde, verabschiedete der Rat unter dem dritten Pfeiler
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einen Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabe-
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und einen weiteren zur Terrorismus-
bekämpfung. Um die rechtliche Zusammenarbeit in Strafsachen und die Koordi-
nierung von Ermittlungsverfahren zu verbessern, hat der Rat die Einrichtung einer
gemeinsamen Stelle, EUROJUST, beschlossen. Mit Blick auf einen weiteren zen-
tralen Schwerpunkt der belgischen Präsidentschaft, die Bewahrung und den Ausbau
des europäischen Sozialmodells, gelang es ohne größeres Aufsehen die mehr als
dreißig Jahre dauernde Debatte über das Statut einer Europäischen Aktiengesell-
schaft zum Abschluss zu bringen. Ferner verabschiedete der Rat Richtlinien zur
Unterrichtung und Anhörung von Arbeitnehmern und für ihre Beteiligung in euro-
päischen Aktiengesellschaften.

Das zentrale, die belgische Präsidentschaft dominierende Thema war jedoch,
entsprechend dem Mandat des Europäischen Rats von Nizza, die Erarbeitung eines
Rahmens für den Konvent über die Zukunft der EU. Die Erklärung zur Zukunft der
Europäischen Union wurde vom Europäischen Rat von Laeken am 15. Dezember
2001 angenommen. Sie betraf insbesondere das Verfahren des Konvents, mit dem
die Reform des Vertrags vorbereitet werden soll. Hier wurde der Vorschlag der Prä-
sidentschaft angenommen, den Konvent entsprechend dem Vorbild des Konvents
für die Grundrechtscharta zusammen zusetzen.4 Im Konvent arbeiten, unter dem
Vorsitz des ehemaligen französischen Staatspräsidenten Valery Giscard d'Estaing,
neben Vertretern der Regierungschefs überwiegend Verteter der nationalen Par-
lamente und des Europäischen Parlaments. Für Deutschland sind vom Bundestag
Jürgen Meyer, MdB, vom Bundesrat der Ministerpräsident von Baden-Württem-
berg, Erwin Teufel, und als Regierungsvertreter Peter Glotz Mitglieder. Einigkeit
bestand ebenfalls darin, den Konvent bereits im März 2002 zusammentreten zu las-
sen.5 Hinsichtlich der Themen für den Konvent nennt die Erklärung von Laeken die
drei in der Nizza-Erklärung genannten Themenbereiche, (1) Kompetenzordnung
oder „eine bessere Verteilung und Abgrenzung der Zuständigkeiten in der EU,"6 (2)
Verhältnis der europäischen Institutionen und Vereinfachung der Instrumente, (3)
Demokratie, Transparenz und Effiziens. Darüber hinaus, so der Premierminister
Belgiens, Guy Verhofstadt, in seiner Rede vor dem Europäischen Parlament, sei die
Erklärung von Laeken (4) „intended to set the ball rolling for a process of constitu-
tionalisation in the Union"7. Der Konvent hat die Aufgabe, bis Frühjahr 2003 ein
Abschlussdokument zu erstellen, das der anschließenden Regierungskonferenz vor-
gelegt wird. Diese soll spätestens in 2004 abgeschlossen werden. Parallel dazu be-
dürfen aber auch einige Reformen, die insbesondere auf eine Verbesserung der
Tätigkeit der Institutionen abzielen, keiner Vertragsänderungen. So stellte der Euro-
päische Rat von Laeken fest, dass die Arbeitsweise des Rats auch außerhalb der
Regierungskonferenz reformiert werden könne und beauftragte den Generalsekretär
des Rats, Javier Solana, bis zum Europäischen Rat in Sevilla detaillierte Vorschläge
für die Anpassung der Strukturen und Arbeitsweisen des Rats vorzulegen.8
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Reform des Rats: Am Konvent vorbei oder in Vorbereitung
der Regierungskonferenz?

Die grundlegenden Probleme in der Arbeitsweise des Rats der EU lassen sich
folgendermaßen zusammenfassen: (1) Mangelnde Koordinierung zwischen den
verschiedenen Zusammensetzungen des Rats, die (2) vom Rat Allgemeine Angele-
genheiten nicht zuletzt wegen der gestiegenen Anforderungen in Fragen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) immer weniger kompensiert
werden kann. (3) Der Europäische Rat übernimmt immer mehr Funktionen des Rats
und kann seine eigentliche Funktion als politischer Impulsgeber dadurch immer
eingeschränkter ausfüllen. Die Grundidee der sechsmonatigen Rotation der Präsi-
dentschaft, den einzelnen Mitgliedstaaten die strategische Führung in der EU zu
übertragen und diese damit zu prägen, wird (4) mit einer EU von 25+ Mitglied-
staaten regelrecht ad absurdum geführt.

Hinsichtlich einer verbesserten Koordinierung und Arbeitsweise des Rats kreist
die Reformdiskussion seit Ende der neunziger Jahre um die Neugruppierung der
Ratsformationen. Für den Allgemeinen Rat wird eine Aufspaltung in die zwei Rats-
formationen Allgemeiner Rat (neu) und Außenrat diskutiert. Der Allgemeine Rat
(neu) soll dann vor allem mit der Vor- und Nachbereitung der Europäischen Räte,
den institutionellen Fragen und Koordinierungsaufgaben betraut sein. Der Rat für
Außenbeziehungen sollte dann insbesondere für die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik, die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die Ent-
wicklungszuammenarbeit, den Außenhandel, usw. zuständig sein. Dieser Rat soll
sich zusammen setzen aus Außen- oder Europaministern, zu denen je nach Erfor-
dernis Verteidigungs-, Handels- oder Entwicklungsminister hinzukommen. Damit
könnte jeder Mitgliedstaat durch mehrere Regierungsmitglieder im Rat vertreten
sein, wobei jedoch nur ein Vertreter Rede- und Stimmrecht besitzt. In seinem Be-
richt an den Europäischen Rat in Barcelona stellte Javier Solana als weitere Re-
formoption die Schaffung eines neuen Rats vor, der sich aus stellvertretenden Re-
gierungschefs zusammensetzt. Als dritte Möglichkeit gilt die Schaffung eines selb-
ständigen Rats, der sich aus Europaministern oder -Staatssekretären zusammensetzt
und horizontale Koordinierungsaufgaben übernehmen würde.

Diese Vorschläge wurden von den Mitgliedstaaten teilweise sehr unterschiedlich
bewertet. Bundeskanzler Schröder unterstützt die Schaffung eines neuen Außenrats9

und eines Rats der Europaminister. Frankreich wiederum geht mit seinen Forde-
rungen noch über die Vorschläge hinaus und fordert die Einrichtung eines perma-
nent in Brüssel eingerichteten Rats der Europaminister.10 Schweden hingegen unter-
stützt zwar den Vorschlag einer Aufspaltung des Rats Allgemeine Angelenheiten,
fordert jedoch, dass es den Mitgliedstaaten vorbehalten bleibt, ob sie einen Außen-
oder Europaminister in den Rat Allgemeine Angelenheiten (neu) entsenden."
Schweden will damit sicherstellen, dass der unterschiedlichen Regierungsstruktur
innerhalb der verschiedenen Mitgliedstaaten Rechnung getragen wird. Zu den
Staaten, die die Aufspaltung eher ablehnen, zählen die Benelux-Staaten. Den we-
sentlichen Nachteil einer solchen Ratsstruktur sehen sie darin, dass „the one minis-
terial forum that can make the crosscutting links needed for a coherent internal and
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external policy" abgeschafft werden würde.12 Andere Staaten wie Portual, Italien
und Irland scheinen statt einer formellen Aufteilung des Rats, einem veränderten,
effizienter gestalteten Management der Ratssitzungen den Vorzug zu geben. So
könnten Querschnittsthemen und außenpolitische Themen getrennt voneinander auf
zwei entweder direkt nacheinander oder zeitlich getrennt stattfindenden Sitzungen
behandelt werden.

Abgesehen von der Reform des Rats Allgemeine Angelegenheiten scheint es mit
Blick auf die Anzahl der Ratsformationen keine grundsätzliche Opposition gegen
eine Reduktion der Formationen zu geben. Vielmehr rankt sich die Diskussion um
die Anzahl der Formationen sowie um die Beibehaltung einzelner Räte wie bei-
spielsweise den Rat der Entwicklungsminister. Die Diskussion hat bisher jedoch die
Frage offen gelassen, welche Kriterien für die Abschaffung bestimmter Forma-
tionen als einzelne Formation und ihre Eingliederung in andere Formationen gelten
sollen. Indirekt verbunden mit der Diskussion um Ratsformationen ist der Vor-
schlag, auch die Anzahl der informellen Räte zu beschränken.13 Hier markieren
zwei widersprüchliche Optionen den Diskussionsrahmen. Zum einen sollten die in-
formellen Räte auf jene Minister beschränkt werden, die keine eigene Ratsforma-
tion mehr haben werden. Die andere Position, die insbesondere von Irland vertre-
ten wird, betont die Bedeutung der informellen Treffen für die Präsidentschaft und
den Konsensfindungsprozess und fordert das gegenwärtige System beizubehalten.

Ein weiterer, äußerst kontrovers diskutierter Reformaspekt rankt sich um die
Ausübung der Präsidentschaft. Der Generalsekretär des Rats stellte hierzu in sei-
nem Bericht verschiedene Optionen zusammen, von denen lediglich einige eine
Vertragsänderung erfordern. Die wohl weitreichendste Reform wäre die Wahl eines
EU-Präsidenten durch den Europäischen Rat für eine längere Zeitspanne von bei-
spielsweise 2,5 Jahren. Dieser Vorschlag wird insbesondere von Frankreich, dem
Vereinigten Königreich und Spanien favorisiert, während er von Bundeskanzler
Schröder mit zurückhaltendem Interesse aufgenommen wurde. Einige der kleineren
Mitgliedstaaten wie Dänemark, die Benelux-Staaten und Österreich lehnen diesen
Vorschlag ab, da sie darin eine Gefahr für das Gleichheitsprinzip der Staaten
sehen.14 Variationen zum Vorschlag eines EU-Präsidenten sehen zwar eine verlän-
gerte Amtszeit eines Präsidenten vor, verknüpfen diese jedoch mit der Forderung
nach einer ausgewogenen Vertretung der Mitgliedstaaten. Das könnte in Form eines
dem Präsidenten beigeordneten Direktoriums, zusammengesetzt aus fünf bis sechs
Mitgliedstaaten sichergestellt werden. Das Direktorium könnte entweder durch eine
Wahl oder durch Rotation zusammengestellt werden. Eine weitere Reformoption
wird unter dem Stichwort Gruppenpräsidentschaften diskutiert. Diese Vorschläge
zielen darauf ab, drei Präsidentschaften für eine Zeitspanne von 1,5 Jahren zu kom-
binieren. Damit wären die Mitgliedstaaten gezwungen, ihre Prioritäten aufeinander
abzustimmen. Bisher scheint sich eine Mehrheit von Mitgliedstaaten dafür auszu-
sprechen, derartig weitreichende und kontrovers diskutierte Reformen im Rahmen
einer Regierungskonferenz nicht vorzunehmen.

Reformen, bei denen die Mitgliedstaaten ihre Bereitschaft zur Verhandlung
außerhalb der Regierungskonferenz ausgedrückt haben, umfassen eine verbesserte
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Verzahnung der Präsidentschaften. Ferner könnte der Vorsitz in Arbeitsgruppen von
der sechsmonatigen Periode der Präsidentschaft entkoppelt und beispielsweise an
die Berarbeitung eines (wichtigen) Dossiers geknüpft werden. Damit würde dann
die Leitung der Arbeitsgruppe über einen längeren Zeitraum von einer Person, die
gewählt oder ernannt sein kann, wahrgenommen. Unklar ist hierbei bisher jedoch,
inwieweit das Tätigwerden der Arbeitsgruppe von der Präsidentschaft abhängen
sollte. Wenn die Präsidentschaft über den Sitzungskalender einer Arbeitsgruppe
entscheidet, würde diese Regelung nicht die erhoffte Wirkung erzielen. Weitere,
von einer breiten Mehrheit der Mitgliedstaaten unterstützte Reformvorschläge zie-
len darauf ab, den Rat transparenter zu gestalten, indem zumindest Teile der Sit-
zungen, wenn dieser als Gesetzgeber tätig ist, öffentlich sind.15 Die Abschaffung der
traditionellen Tischrunde ist ein weiterer Vorschlag, der die Tätigkeit des Rats
effektiver gestalten soll.16

Der Europäische Rat von Sevilla am 21./22. Juni 2002 hat einige der hier disku-
tieren Optionen, die ohne Vertragsänderung umgesetzt werden können, aufgegrif-
fen. Der Rat Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen wird nunmehr zu
gesonderten Tagungen, mit getrennten Tagesordnungen und eventuell zu unter-
schiedlichen Terminen zusammenkommen. Die Regierungen können sich bei den
verschiedenen Tagungen von einem Minister oder Staatssekretär ihrer Wahl vertre-
ten lassen. Bereits mit Beginn der dänischen Präsidentschaft im Juli 2002 sollen die
bislang 16 Ratsformationen auf neun reduziert werden. Erstmals Ende 2003 wird
der Europäische Rat auf der Grundlage eines gemeinsamen Vorschlags der betrof-
fenen Vorsitze ein Strategieprogramm für drei Jahre verabschieden. Jeweils im De-
zember werden die beiden folgenden Vorsitze dem Allgemeinen Rat ein operatives
Jahresprogramm für die Tätigkeit des Rats unterbreiten. Auch wurde die Möglich-
keit geschaffen, in Gremien oder Arbeitsgruppen den Vorsitz einem Vertreter der
folgenden Präsidentschaft zu übertragen. Ferner soll der Rat in Legislativverfahren
sowohl in der Anfangsphase wie auch am Ende seiner Sitzungen öffentlich tagen.

Bilanz und Perspektiven

Die Periode 2001/2002 hat mit Blick auf die Arbeitsweise des Rats zwei Dinge
gezeigt: Erstens hat sich die Tendenz der letzten Jahre bestätigt, dass Präsident-
schaften in ihrer Prioritätensetzung immer stärker in einen europäischen - im
Unterschied zu einem rein nationalen - Zeitplan und das Arbeitsprogramm der
Kommission eingehegt sind. Und zweitens erlaubt die gegenwärtige Arbeitsweise
des Rats eine rasche Reaktion der EU auf unvorhersehbare weltpolitische Ereig-
nisse. Wenn der politische Druck und Wille vorhanden ist, kann die EU kurzfristig
und effektiv reagieren. Das bedeutet jedoch - gerade mit Blick auf die ESVP -
nicht, dass der Rat nicht noch schneller und zielführender reagieren könnte. Und
keinesfalls bedeutet es, dass der Rat auch bei einer EU 25+ noch adäquat agieren
kann. Sevilla hat ohne Zweifel die Grundlage für eine transparentere und effizien-
tere Arbeitsweise des Rats gelegt. Allerdings wurden in Sevilla kontroverse und
politisch sensible Themen auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. So sind die
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Fragen nach der Organisation der Präsidentschaft, die Trennung der Funktionen des
Rats als Legislative und Exekutive und das Sprachenregime weiterhin ungeklärt.
Dass gerade diese Fragen, die mit der Osterweiterung besondere Brisanz anneh-
men, nicht angepackt wurden, legt den Schluss nahe, dass der Rat noch keine
antizipative Sicht über eine EU 25+ entwickelt hat. Vielmehr baut er auf Zeit und
auf die Regierungskonferenz. Unklar ist hierbei aber, ob der Konvent aus Sicht der
Regierungschefs soweit ernst genommen wird, dass dieser die in Sevilla offen
gebliebenen Fragen angehen soll. Es besteht die Gefahr, dass die Regierungschefs
die Vorbereitung auf 2004 - vielleicht auch aus Misstrauen gegenüber dem Konvent
- „verschlafen".
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